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Gesetz
tiber die Bekampfung der Schwarzarbeit (GSA)

Vom 12. Dezember 2013 (Stand 14. Februar 2014)

Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft, gestlitzt auf § 63 Absatz 1,
§ 104 Absatz 1 und § 125 der Verfassung des Kantons Basel-Landschaft vom
17. Mai 1984", beschliesst:?

§ 1 Gegenstand und Ziele
" Dieses Gesetz regelt die Bekampfung der Schwarzarbeit.

2 Es legt - unter Berlcksichtigung der sozialpartnerschaftlichen Regelungen -
die kantonalen Massnahmen der Arbeitsmarktaufsicht fest.

3 Damit alle Massnahmen zur Férderung eines fairen Wettbewerbs und Erhal-
tung eines ausgeglichenen Arbeitsmarkts, zur Verhitung und Bek&mpfung von
Schwarzarbeit sowie Lohn- und Sozialdumping und zur Verhinderung von
Wettbewerbsverzerrungen ergriffen werden kénnen, soll der Vollzug transpa-
rent und in enger Zusammenarbeit mit den Behdérdenstellen und Sozialpartnern
ausgestaltet werden.

§ 2 Schwarzarbeit

' Schwarzarbeit liegt vor, wenn gesetzliche Melde- und Bewilligungspflichten
gemass Arbeits-, Sozialversicherungs-, Auslander-, Steuer- und Sozialhilfe-
recht verletzt werden.

§3 Persoénlicher Geltungsbereich

" Das Gesetz gilt insbesondere fur:

a. Arbeitnehmende, die dauerhaft oder voribergehend im Kanton erwerbs-
tatig sind.

b.  Arbeitgebende mit Wohnsitz, Sitz, Filiale oder Niederlassung im Kanton.

c.  Arbeitgebende, die dauerhaft oder voriibergehend im Kanton tétig sind.

d. Selbsténdigerwerbende, die dauerhaft oder vorlibergehend im Kanton t&-
tig sind.

e. Auftraggebende und Auftragnehmende, die dauerhaft oder voriberge-
hend im Kanton tatig sind.

1) GS29.276, SGS 100
2) Vom Landrat mit Vierfuinftelmehr beschlossen. Referendumsfrist unbenutzt abgelaufen am 13. Februar 2014.
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§ 4 Grundsatze

"In allen Féllen, in denen das kantonale Recht keine andere Behérde als zu-
standig erklart, wird das kantonale Amt fur Industrie, Gewerbe und Arbeit (KI-
GA) als zustandige kantonale Behérde eingesetzt.

2 Der Regierungsrat und die zustandigen Behoérden férdern eine Regelung auf
dem Wege der Sozialpartnerschaft.

3 Far den Bereich des Bauhaupt- und des Baunebengewerbes enthélt dieses
Gesetz spezielle Bestimmungen.

4 Die kollektivvertragliche Regelung der Befugnisse paritdtischer Kommissio-
nen wird mit diesem Gesetz nicht eingeschrankt.

§5 Tripartite Kommission Flankierende Massnahmen (TPK)

' Die Tripartite Kommission Flankierende Massnahmen (TPK) ist das beraten-
de Organ des Regierungsrates fiir die Bekdmpfung der Schwarzarbeit.

2 Sie hat insbesondere folgende Aufgaben:

a. Sie bezeichnet Risikobranchen, in denen verstéarkt gegen Schwarzarbeit
vorzugehen ist.

b. Sie arbeitet mit anderen Kontrollorganen zusammen, insbesondere mit
dem fur das Bauhaupt- und Baunebengewerbe zusténdigen Kontrollorgan
gemass § 12.

c. Sie schlagt dem Regierungsrat geeignete Massnahmen zur Bek&dmpfung
der Schwarzarbeit sowie die Ermachtigung Dritter zur Durchflihrung von
Kontrollen geméss § 7 Absatz 1 vor.

d.  Sie prift die Berichte der Vollzugsorganisationen.

§ 6 Strategie

" Der Regierungsrat legt auf Antrag der TPK periodisch die Strategie des
Kantons bei der Bek&mpfung der Schwarzarbeit fest.

§ 7 Kontrollorgane

' Die Fachstelle Schwarzarbeit und das vom Kanton eingesetzte Kontrollorgan
gemass § 12 sind die Kontrollorgane flr die Durchfihrung der Kontrollen ge-
mass § 8. Der Kanton stattet - gemass Artikel 2 der Verordnung des Bundes
gegen die Schwarzarbeit (VOSA)? - die Kontrollorgane mit den zur Erfillung ih-
rer Aufgaben notwendigen Ressourcen aus.

2 Das KIGA unterhélt die Fachstelle Schwarzarbeit. Diese erfillt die Kontroll-
aufgaben in allen Bereichen und Branchen, flr die nicht das vom Kanton ein-
gesetzte Kontrollorgan geméss § 12 zusténdig ist.

3) SR822.411
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3 Das KIGA stellt den von den Kontrollorganen mit der Kontrolle betrauten Per-
sonen ein Dokument aus, das es ihnen erlaubt, sich Uber ihre Funktion auszu-
weisen.

4 Das KIGA kann - im Einvernehmen mit der TPK - die Kontrollaufgaben der
Fachstelle Schwarzarbeit ganz oder teilweise an Dritte tUbertragen. Die Aufga-
bendelegation erfolgt in Form einer Leistungsvereinbarung.

§8 Kontrollen

' Die Kontrollorgane fiihren die Kontrollen bei Arbeitgebenden, Arbeithehmen-
den, Selbsténdigerwerbenden sowie Auftraggebenden und Auftragnehmenden
durch.

2 Die Kontrollorgane priifen die Einhaltung der Melde- und Bewilligungspflich-
ten gemass Arbeits-, Sozialversicherungs-, Ausléander-, Steuer- und Sozialhilfe-
recht. Sie halten ihre Feststellungen in einem Protokoll fest und erstatten der
TPK mindestens einmal jéhrlich summarisch Bericht tber ihre Tatigkeit.

8 Bei Bedarf kénnen die Kontrollorgane die Unterstitzung der Gemeindebehér-
den oder anderer staatlicher Beh6rden und Institutionen - insbesondere dieje-
nige der Polizei Basel-Landschaft - anfordern sowie aussenstehende Expertin-
nen und Experten beiziehen. Die Expertinnen und Experten sind ausdrucklich
auf die Verschwiegenheitspflicht gemass § 14 hinzuweisen.

4 Stellen die Kontrollorgane Schwarzarbeit fest oder halten sie einen Verdacht
fur begriindet, so leiten sie ihre Protokolle mit den Kontrollergebnissen umge-
hend an diejenigen Behdrden weiter, die fur die Verfolgung der Verstésse
sachlich zustandig sind.

5 Die sachlich zustandigen Behoérden eréffnen ohne Zeitverzug ein Verfahren
gemass ihren eigenen gesetzlichen Regelungen und melden dem zusténdigen
Kontrollorgan umgehend das Ergebnis ihrer Prifung.

6 Das Kontrollorgan geméss § 12 leitet die ihm gemass Absatz 5 gemeldeten
Ergebnisse und Verfahrensentscheide umgehend an das KIGA weiter.

§9 Aufgaben und Befugnisse des KIGA

"Das KIGA auferlegt - gestiitzt auf die gemeldeten Ergebnisse und Verfah-
rensentscheide - Arbeitgebenden, Arbeithehmenden, Selbstéandigerwerbenden
sowie Auftraggebenden und Auftragnehmenden, denen Schwarzarbeit nachge-
wiesen ist, eine Busse sowie eine Geblhr, zuziglich der entstandenen Ausla-
gen.

2 Die Gebuhr bemisst sich nach dem erbrachten Kontrollaufwand der einge-
setzten Kontrollorgane, wobei der bundesrechtliche Hochstansatz zur Anwen-
dung kommt.
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3 Das KIGA verflgt - geméss den Gesetzgebungen des Bundes und des
Kantons - zudem Sanktionen im Bereich der Finanzhilfen und beantragt dem
Regierungsrat Sanktionen im Bereich des offentlichen Beschaffungswesens.
Es stitzt sich dabei auf die von den zustédndigen Behdrden bzw. den Kontroll-
organen festgestellten Verstdsse in den kontrollierten Bereichen. Die zustandi-
gen Behdrden liefern ihm die nétigen Informationen, damit es feststellen kann,
ob die betroffenen Unternehmen Finanzhilfen des Bundes oder des Kantons
erhalten.

4 Das KIGA stellt der zustéandigen Bundesbehdrde, den betreffenden kantona-
len Behoérden, der TPK und den betroffenen Kontrollorganen zeitgleich mit der
Erdffnung der Verfligung eine Kopie seiner Verfligung zu.

5 Das KIGA gewahrleistet die Berichterstattung und die Abrechnung mit dem
Staatssekretariat fir Wirtschaft (SECO) gemass den einschldgigen Bestim-
mungen des Bundesrechts. Es holt die erforderlichen Angaben bei den
Kontrollorganen geméass § 10 Absatz 1 ein und stellt die bundesrechtliche Kon-
formitat dieser Angaben mittels entsprechender Instruktion der Kontrollorgane
sicher.

6 Damit die von den Kontrollorganen gemass § 7 Absatz 1 mit der Kontrolle
betrauten Personen gemass Artikel 2 Absatz 2 VOSA® (iber die erforderlichen
Kenntnisse und Fahigkeiten in der Arbeitsmarktkontrolle verfiigen, organisiert
das KIGA - insbesondere in Zusammenarbeit mit der Polizei Basel-Landschaft
und gegebenenfalls weiteren Behdrden und Institutionen - mindestens einmal
jahrlich Aus- und Weiterbildungsveranstaltungen fir die Mitarbeitenden der
Kontrollorgane.

7Um eine optimale Zusammenarbeit der Kontrollorgane geméss § 7 Absatz 1
und den in § 13 Absatz 1 genannten Behdrden sicherzustellen, organisiert das
KIGA periodisch Veranstaltungen fur einen gegenseitigen Erfahrungs- und In-
formationsaustausch.

8 Der Kanton stattet das KIGA mit den zur Erflllung seiner Aufgaben notwendi-
gen Ressourcen aus.

§ 10 Einvernahme durch das KIGA

" Wird aufgrund einer Kontrolle ein Strafverfahren wegen Schwarzarbeit eréff-
net, so kann die zustandige Verfahrensleitung die kantonale Fachstelle mit den
allenfalls erforderlichen Einvernahmen der angeschuldigten Personen beauf-
tragen.

2 Davon ausgenommen bleiben in der Regel Strafverfahren, fir die die Staats-
anwaltschaft Basel-Landschaft, Hauptabteilung Wirtschaftskriminalitat, zustan-
dig ist oder bei denen neben der Schwarzarbeit weitere Delikte untersucht wer-
den.

4) SR822.411
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§ 11 Zwangsmassnahmen

" Besteht Verdacht auf Schwarzarbeit und verweigern Arbeitgebende, Arbeit-
nehmende, Selbstandigerwerbende sowie Auftraggebende und Auftragneh-
mende den Kontrollorganen die Mitwirkung bei der Feststellung des Sachver-
halts, wird - Gbergeordnetes Recht vorbehalten - im Sinne einer Zwangsmass-
nahme die Einstellung der Arbeiten angeordnet.

2 Eine Verweigerung der Mitwirkung durch Arbeitgebende, Arbeitnehmende,
Selbstandigerwerbende sowie Auftraggebende und Auftragnehmende liegt ins-
besondere vor, wenn sie:

a. mit der Kontrolle beauftragten Personen den Zutritt zur Baustelle oder
zum Betrieb verweigern;

b.  sich weigern, die Identitat von Personen preiszugeben;

c. Belege, die fur die Abklarung des Sachverhalts benétigt werden, nicht in-
nerhalb der vom Kontrollorgan gesetzten Frist liefern.

8 Das KIGA verfugt die Einstellung der Arbeiten auf schriftlich begrindeten An-
trag des Kontrollorgans. In der Verfligung weist das KIGA darauf hin, dass die
Zwangsmassnahme aufgehoben werden kann, wenn die vollumfangliche Mit-
wirkung gewébhrleistet ist. Die Aufhebung der Zwangsmassnahme wird eben-
falls vom KIGA verfigt.

4 Die Verfligung des KIGA Uber eine Einstellung der Arbeiten stellt eine Zwi-
schenverfligung im Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VWVG)® dar.
Ein allfalliges Rechtsmittel hat keine aufschiebende Wirkung.

5 Das KIGA stellt dem zustédndigen Kontrollorgan sowie den Auftraggebenden
und allfalligen Subunternehmen zeitgleich mit der Eréffnung der Verfligung ei-
ne Kopie der Verfugung zu.

8 Flr die Ausfiihrung von Zwangsmassnahmen kénnen die sachlich zustandi-
gen Behdrden - insbesondere die Polizei Basel-Landschaft - beigezogen wer-
den. Die zustandigen Personen mussen sicherstellen, dass die Verfligung so
umgesetzt wird, dass die Sicherheit der Personen auf der Arbeitsstelle nicht
beeintrachtigt wird und substantielle Schaden, insbesondere an Werk und Ma-
terialien, vermieden werden.

§ 12 Delegation der Kontrolltatigkeit im Baugewerbe

* Zur Durchfiihrung von Kontrollen im Bereich des Bauhaupt- und des Bau-
nebengewerbes ermachtigt der Regierungsrat als Kontrollorgan einen Dritten.
Er berlcksichtigt dabei die branchenspezifischen Kontrollorganisationen der
Sozialpartner. Diese Delegation der Kontrolltatigkeit erfolgt geméss Arti-
kel 3 Absatz 1 VOSA®.

5) GS29.677, SGS 175
6) SR 822411
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2 Das Kontrollorgan geméss Absatz 1 hat folgende Bedingungen zu erfillen:

a. Es muss von den kantonalen Dachverbanden der betroffenen Sozialpart-
ner errichtet und getragen werden.

b. Es muss als selbsténdige juristische Person mit statutarischer Grundlage
bestehen.

c. Es muss im Handelsregister eingetragen sein.

d. Es muss Uber ein Reglement verflugen, das festlegt, wie die Einhaltung
der massgeblichen Gesetzesbestimmungen kontrolliert wird.

e. Es muss sicherstellen, dass die von ihm mit der Durchfiihrung der
Kontrollen betrauten Personen die erforderlichen Kenntnisse aufweisen.

3 Der Regierungsrat schliesst mit dem Kontrollorgan geméss Absatz 1 eine
Leistungsvereinbarung mit einer Laufzeit von mindestens drei Jahren ab. Die
Hoéhe der Entschadigung berlcksichtigt - gestitzt auf § 7 Absatz 1 - insbeson-
dere den Einsatz von mindestens drei Vollzeitstellen, die rdumliche und techni-
sche Infrastruktur sowie die fachliche Aus- und Weiterbildung der mit der
Kontrolle betrauten Personen.

4 Der Regierungsrat wacht Uber die Einhaltung der Leistungsvereinbarung und
Uber die wirksame Verwendung der eingesetzten Mittel. Er erstattet dem Land-
rat jahrlich dartiber Bericht.

§ 13 Zusammenarbeit der Kontrollorgane mit anderen Behérden und
Organisationen

" Kantonale und kommunale Behérden sowie 6ffentlich-rechtliche und private
Institutionen, die im Kanton eidgendssisches, kantonales oder kommunales
Recht, insbesondere im Bereich der Arbeitsinspektion, des Arbeitsmarktes und
der Arbeitslosenversicherung, Beschéftigung, Polizei, Ausldnder- und Flicht-
lingswesen, Zivilstand, Sozialhilfe und Steuerwesen, vollziehen, sind verpflich-
tet, mit den nach diesem Gesetz eingesetzten Kontrollorganen zusammen zu
arbeiten. Dasselbe gilt fir die Organisationen, die fir den Vollzug der Sozial-
versicherungsgesetzgebung zustandig sind.

2 Die Behdrden und Organisationen nach Absatz 1 informieren das KIGA Ulber
Feststellungen, die sie im Rahmen ihrer Téatigkeit machen, welche Anhalts-
punkte fir das Vorliegen von Schwarzarbeit sein kdnnen.

3 Das KIGA leitet die geméass Absatz 2 gemeldeten Feststellungen, welche das
Bauhaupt- und Baunebengewerbe betreffen, umgehend an das in diesem Be-
reich gemass § 12 zusténdige Kontrollorgan weiter.

4 Die gemass diesem Gesetz zustandigen Behérden und Kontrollorgane kon-
nen - unter Berlicksichtigung der Datenschutzbestimmungen geméss § 14 -
auch mit Behérden und Kontrollorganen anderer Kantone zusammenarbeiten
sowie entsprechende Informationen austauschen. Personendaten durfen nur
ausgetauscht werden, soweit sie fir die Erflllung der gesetzlichen Aufgaben
der Behorden und Kontrollorgane erforderlich sind.
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§ 14 Datenschutz und Datenbekanntgabe

" Die am Vollzug dieses Gesetzes beteiligten Personen und Stellen sind be-
zlglich aller Feststellungen, die sie in Auslbung ihrer Tatigkeit machen, zur
Verschwiegenheit verpflichtet.

2 Sie bearbeiten gemass den einschlagigen Bestimmungen des Bundesrechts
Daten von Betrieben und Personen und tauschen diese untereinander aus.

3 Zur gezielten Information der Offentlichkeit (iber die negativen Folgen von
Schwarzarbeit, Scheinselbstéandigkeit, Lohn- und Sozialdumping sowie unglei-
chen Wettbewerbsspiessen dirfen die bearbeiteten Daten fir statistische An-
gaben und zur Publikation von Féllen von grundséatzlicher Bedeutung in anony-
misierter Form wiedergegeben werden. Im Ubrigen diirfen die bearbeiteten Da-
ten nur zum Zweck des Vollzugs dieses Gesetzes benutzt werden.

§ 15 Kostentragung durch den Kanton

" Der Kanton tragt die Kosten des Vollzugs dieses Gesetzes nach Abzug der
Bundesbeitrage.

2 In Bezug auf die Leistungsvereinbarung geméss § 12 Absétze 3 und 4 ist der
Regierungsrat befugt, die entsprechende Entschadigungsverpflichtung einzu-
gehen. Er kann diese Zustandigkeit auch an die Volkswirtschafts- und Gesund-
heitsdirektion (VGD) Ubertragen.

§ 16 Ausflihrungsbestimmungen
' Der Regierungsrat erlésst die Ausfuhrungsbestimmungen.

§ 17 Ubergangsbestimmungen

"Noch nicht rechtskraftig erledigte Rechtsmittelverfahren werden nach bisheri-
gem Recht abgeschlossen”.

7) In Kraft seit 14. Februar 2014
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Anderungstabelle - Nach Beschlussdatum

Beschlussdatum Inkraft seit Element Wirkung Publiziert mit

12.12.2013 14.02.2014 Erlass Erstfassung GS 2014.015
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Anderungstabelle - Nach Paragraf

Element Beschlussdatum Inkraft seit Wirkung Publiziert mit

Erlass 12.12.2013 14.02.2014 Erstfassung GS 2014.015
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	§ 1 Gegenstand und Ziele
	§ 2 Schwarzarbeit
	§ 3 Persönlicher Geltungsbereich
	§ 4 Grundsätze
	§ 5 Tripartite Kommission Flankierende Massnahmen (TPK)
	§ 6 Strategie
	§ 7 Kontrollorgane
	§ 8 Kontrollen
	§ 9 Aufgaben und Befugnisse des KIGA
	§ 10 Einvernahme durch das KIGA
	§ 11 Zwangsmassnahmen
	§ 12 Delegation der Kontrolltätigkeit im Baugewerbe
	§ 13 Zusammenarbeit der Kontrollorgane mit anderen Behörden und Organisationen
	§ 14 Datenschutz und Datenbekanntgabe
	§ 15 Kostentragung durch den Kanton
	§ 16 Ausführungsbestimmungen
	§ 17 Übergangsbestimmungen

		2025-05-13T14:38:39+0200
	"4410 Liestal"
	"Gesetzessammlung Kanton Basel-Landschaft"




